
Fragen des politischen, sozıalen und Wirt'schafllichen Lebens
Persönlichkeitsschut z un Recht auf treie hohen Gutes W1e T der Freiheit der Meinungsäufße-

Iung bezahlen mu{fß Wenn INa  - 1ne solche rage stellt,Meinungsäußerung mMUuUu Inan aber bereit seIN, Ss1e realistisch untersuchen,
Auf einer Tagung der Katholischen Akademie der Erz- und darf S1Ee nıcht Nur als rhetorische rage stellen, die aut

Grund der vorherrschenden Ideologie VO  $ vornherein alsdiıözese Freiburg 5./6 März 1960 in Neckargemünd
behandelte Hauptschriftleiter Karlheinz Schmidthüs den beantwortet silt Es x1bt auch Entwicklungsprozesse der
STAaAats- und gesellschaftspolitischen Unterbau, der der Gesellschaft, die zweıtellose Entartungserscheinungen sınd,

die die Autorität bekämpfen mußß, weıl INan sıeht, dascharfen öftentlichen Diskussion den VO  _ der Bundes-
regıerung Juniı 1959 verabschiedeten Gesetzes- 1ın der Gesellschaf} die Heilungskräfte nıcht stark
entwurf ZUT Neuordnung eines zivilrechtlichen Persön- sind. Wenn Entartungserscheinungen einen solchen Um-

fang ANSCHOMM haben, W1e die die gesunde Menschlich-ichkeits- und Ehrenschutzes geführt hat. Im tolgenden keit gefährdende Indiskretionsmanie uUuLlLSCTIETr Zeıit, Angeben WIr dieses Referat mMIit eichten redaktionellen
Kürzungen wıeder, wobej bemerken ISt, da{fß einzelnen spricht die Präsumption dafür, daß 1mM Sozialkörper diese

Heilungskräfte die Hılte VO  =) auflßen rauchen. Es 1St dannseiner Thesen VO  - dem zweıten Referenten der Tagung, i1ne Aufgabe der staatlichen Autorität, auft Grund un-dem Bonner Staatsrechtler Prof Dr. Rıdder, widerspro-
chen wurde, WAas 1ne ebhafte Diskussion ergab, VO  w der der Normen gesetzesiörmiıge Miıttel ZAIF Verfügung
WIr noch berichten können hoften stellen, die diese Schiden hintanhalten oder ihre Weıter-

entwicklung wirksam hemmen.
Der Umfang des Mißbrauchs Notwendigkeit gesetzesförmiger MaßnahmenDaß eın Thema W1€e Ehrenschutz un echt auf freie

Meıiınungsäußerung emotionel]l hochgespielt werden Es würde VON A primıtıven Staatsgläubigkeit ZCUSCH,
konnte, W16e geschehen ISt;, beweist, daß einen prıor1 der Ansıicht se1n, daß der Staat autft jeden Fall
empfindlichen Punkt des allgemeinen Bewußtseins rührt ım Besıitz der gesunden Normen des staatlichen und gesell-
un eines der Tabus stößt, mit denen sıch dıe schaftlichen Lebens sel, oder anzunehmen, daß 1ın Gesetzen
Wirklichkeit abschützt. Es ISt nıcht Zanz sachlıch, den Ge- und Ma{fßnahmen des Staates VO vornherein MIt vorbild-
setzesentwurt über den zıvilrechtlichen Persönlichkeits- un licher Mäßigung 1Ur das vorgesehen ISt: W as die Schäden
Ehrenschutz allein dem Gesichtspunkt eines Presse- und Deformierungen des Sozialkörpers hintanhälrt und

sehen. Er betrift War ın starkem aße die daß der Staat nıcht auch in der Versuchlichkeit stehe, seıne
Presse, aber betrifit auch die werbende Wıiırtschaft mMiıt Macht auszudehnen ZU Schaden der freiheitlichen Eın-

richtungen des Volkes oder auch Unbequemlichkeitenihrer Reklame, deren Rolle 1mM Leben der organısıerten
Konsumgesellschaft nıcht gering eingeschätzt werden darf und Unannehmlichkeiten für seine UOrgane AauUus der Welr
und deren Bedeutung ständig 1m Steigen begriffen ISt Es A schaffen, die sıch ARINS der treiheitlichen Vertassung UuUNSE-

CS Staates für seine Organe ergeben. AÄußerungen derbetrifit weıter bestimmte Mißbräuche 1m geschäftlichen
und öftfentlichen Leben, die mit Tonbandaufnahmen und Vertasser des vorliegenden Gesetzesentwurfes legen die-
Abhörgeräten getrieben werden und deren Umsıichgreifen sen etzten Verdacht nahe, W AS die Vertreter der Presse
doch ımmerhin 1ne erhebliche Unsicherheit un eun- miıt echt 1n Harnisch gebracht hat Doch spielen die sub-
ruhigung 1n der Oftentlichkeit hervorgerufen nat, Wnnn jektiven Motive VO  en Gesetzesverfassern und Gesetzgeber
immer S1e bekannt geworden sind. Die Tatbestände, die für die objektive Auslegung un: Anwendung in der

Rechtsprechung nach gyeltender Lehre keine wesentlichedurch den Gesetzesentwurt ertaßt werden sollen, gehen Rolle; in  3 kann also eiınen Gesetzestext ohne Rücksichtalso erheblich über die reiınen Pressetatbestände hın-
AUS, selbst WeNn in  —_ „Presse“ alle die Massenkom- darauf objektiv auf seınen Wert prüfen.
munikationsmittel der eIit W1e€e Rundfunk, Fernsehen und FEın gesundes Mißtrauen den Staat un: SOrgane
aktuelle Filmschauen MIt subsumieren l Gemeıint ISTt. für ine lebendige Demokratie einahe konstitutiv.
sind ın dem Entwurf alle Tatbestände, die die Indiskre- ber wirklichkeitsfern ware auch, gesellschaftsgläubig
tiıonsmanie der modernen Gesellschaft Zu Schaden der oder NAalv gylauben, da{ß das freie Spiel der

Kriäfte innerhal der Gesellschaft, also daß die FreiheitWürde des Menschen geschaffen hat
der gesellschaftlichen Einrichtungen 1n sıch schon das eıl
garantıerte. Und schließlich, WCNN die Menschen desDıiıe grundsätzliche rage nach der Abhilfe Jahrhunderts staatlicher und gesellschaftlicher Entwick-

Die rage 1St; ob sıch 1LUFr Mißbräuche andelt, lung sehr kritisch gegenüberstehen, sind sS$1e bestimmtWwI1e S1e ın jedem Lebensbereich vorkommen, un: die iNd:  - nıcht verpflichtet, ausgerechnet der Presse gegenüber NAaıv
eLW2 SCnh der hohen Bedeutung der Freiheit 1n auf und gläubig se1in. Man braucht nıcht einmal alle ıhre
nımmt, ohne S1e durch spezıelle Regelungen bekämpfen, Erscheinungen sorgfältig verfolgen. Eın Blick autf
weıl INa  z die Zuversicht hat, da{iß solche Mißbräuche EeNLTt- Schlagzeilen un Titelblätter genugt, festzustellen,
weder nıcht 1nNs Gewicht fallende Ausnahmeerscheinungen daß die zrofße Krankheıit der Gesellschaft, die OLWEeN-
sınd oder aber sıch im freien Spiel der gyesellschaftlichen dig macht, gesetzesförmige Mafßßnahmen ZUuU Schutze der
Kriäfte VO  S selber regulıeren bzw AdUSMCIZCN, dafß sıch Persönlichkeit un: ihrer Ehre ergreıfen, auch die Presse
also eın gesunder Zustand des Sozıalkörpers ohne Eın- oder Teile der Presse betallen hat Sıe kann siıch jedenfalls
orifte gesetzestförmiger Art VO  S selber wiederherstellt. ıcht der Prüfung entziehen, ob nıcht solche Mafßnahmen
der anders DBESABT, daß möglıche un wirkliche Mi(- auch tür s1e gelten mussen.

Die Sıtuation, 1in der die Maßnahmen ZU Persönlich-bräuche 1L1Ur der Preıs sind, den I1a  - für den $esitz eınes
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keıtsschutz, natürli;ch 1m Rahmen der 1m Grundgesetz richtshof hat also schon, ohne ine gyesetzlıche Regelung
festgelegten Verfassungsgrundsätze, diskutiert werden, abzuwarten, den Ausbau des Persönlichkeitsschutzes cselbst
mufß deshalb möglıchst realistisch und umtassend Nier- 1ın die and 2  MM  9 weıl die Möglichkeiten
sucht werden. Das für die Demokratie konstitutive Mifß- der Technik, in die persönlichste Sphäre eines Menschen
trauen darf nıcht Aaus ideologischen oder emotionellen einzudringen und acht über ıh zewınnen, klar
Gründen einseLt1g ine der Mächte des öftentlichen sieht (Barenz):
Lebens, nämlich den Staat, gerichtet werden, sondern mu{fß
allseitig ZUuUr Wiıirkung kommen. Rechte den S taat

Die Rechtsentwicklung, die also VO  - dem obersten Gericht
Dıiıe Tendenz der Rechtsprechung un Zustimmung bedeutender Rechtslehrer 1n Gang gCc-

Als erster Tatbestand in diesem Zusammenhang 1STt test- bracht worden 1St und VO Gesetzgeber aufgegriffen wer-
den soll; weIlst aber noch einen höchst bedeutsamen Zu  5zuhalten, dafß die Inıtiatıve ZAUUTE Schaftung eiınes PersOon-

lichkeits- un: Ehrenschutzgesetzes nıcht AaUS einem FEinfall auf. Ihrer geschichtlichen Entwicklung nach sind die
des Kabinetts oder des Bundesjustizministers MmMIt dem Grundrechte, die 1in unserem Grundgesetz, 1n allen Ver-

fassungen demokratischer Länder un in der Menschen-Ziele eıner Machtabsicherung der Regierung C unNneI-
rechtskonvention des Europarates un der fixiertwünschte Kritik allein CNT  en ISt, also dem Bestreben,

der öffentlichen Meinungsäußerung einen Maulkorb und nach der maßgeblichen Auslegung des Bonner Grund-
c  S vorstaatliche Rechte sind, die 1n ıhrem We-zulegen. Vielmehr hat der Deutsche Juristentag iın
sensgehalt nıcht angetastet werden dürten (Art 19); ÜrDüsseldorf schon vorher seiner orge Ausdruck vegeben,

dafß die Achtung vor der menschlichen Persönlichkeit 1NS- sprünglıch den Staat gerichtete Rechte, die den ein-
besondere durch sensationelle Berichte über das Priıvat- zelnen VOL staatlicher Willkür, VOL Beschränkungen seiner

Freiheitssphäre USW. durch die UÜbermacht des Staatesleben un durch heimliche Tonbandaufnahmen SOWI1e
schützen sollen. Sıe sollen ıhrem Sınne nach zunächst alsoAbhören VO  e Gesprächen untergraben wird. Er hat daher

In einem Appell den Gesetzgeber gefordert, da{fß ıne der Staatsgewalt 1ne Schranke sertzen Daher kommt das
ıhnen innewohnende Pathos sotern ıhnen 1m allgemeı-umfassende gesetzliche Regelung getroffen werde, die
NneN Bewufitsein eın solches Pathos überhaupt noch 1nNne-Rechtspflicht Zur Achtung der Persönlichkeit der Allge-

meinheit mehr als bisher bewufßt machen. Die Forde- wohnt.

rung des Juristentages geht jedoch keineswegs darauf Dıie Drittwirkung der Grundrechte
Aus, absolut LEUC Rechtsgrundsätze ın Rechtsleben
einzutühren. Sı1e ann sıch vielmehr darauf beruften, daß Demgegenüber emühen sıch Rechtswissenschaft un:
die Rechtsprechung UNSCTICI höchsten Gerichte schon seıit Rechtsprechung NunN, anderes daneben herauszu-
längerem das allgemeıne Persönlichkeitsrecht als Grund- arbeiten: die Drittwirkung der Grundrechte, das heißst,
bestandteil der Privatrechtsordnung herausgearbeitet hat dafß auch jemand, der nıcht der Staat 1St —— ane natürliche
Das ISt. VOL allem durch die Interpretation des 823 BGB oder juristische Person also handeln kann, da{fß J>
geschehen, der vorschreibt, dafß, o VGL vorsätzlich oder mandes Persönlichkeitsrecht als Ausübung seiner Grund-
tahrlässig das Leben, den Körper, die Gesundheıt, die rechte verletzt, beeinträchtigt oder vereıtelt wiırd un daß
Freıiheıit, das Eıgentum oder eın sonst1ges echt eines das, sofern dies vorsätzlich, fahrlässıg oder auch NUr leicht
anderen widerrechtlich verletzt, dem anderen A0 Br fahrlässig geschieht, einer deliktischen Schadensersatz-

des daraus entstehenden Schadens verpflichtet 1St haftung nach dem BGB tührt Es wıird also das Hıneıin-
Hıer ISt der Begriff „oder eın sONSt1ZES Recht“ ausgelegt wirken des Grundrechtes des Art 1n die Prıvat-
worden, daß darunter Verletzungen des allgemeinen DPer- rechtsordnung herausgearbeıitet un 1im Zusammenhang
sönlichkeitsrechtes gefalst werden können. In der Praxıs damıt die Forderung erhoben, dafß durch ıne umfassende
des Bundesgerichtshofes findet sıch dabei auch schon die privatrechtliche Regelung der Allgemeinheıit die Rechts-
Wiıedergutmachung eiınes immateriellen Schadens be] sol- pflicht der Achtung der Persönlichkeit in besonderem
chen Verletzungen, also eines Schadens, der nıcht VermoO- aße bewufßt gemacht werde. Das Grundrecht auf Ent-
gensschaden ISt: durch Geldentschädigung, 1ine Aa1Nd- faltung der Persönlichkeit erhält damıt einen uen A
loge Anwendung des w4/ BGB, der Ja bekanntlich ine Zent und nımmt ine Wendung und Richtung, die bisher
solche Entschädigung explizite 1LLUL 1m Falle der Ver- 1m allgemeıinen Bewußtsein noch kaum besaß Sıe weIlst
letzung des Körpers oder der Gesundheıt bzw. 1im Falle auf die Tatsache hın, dafß das Persönlichkeitsrecht seiner
der Freiheitsentziehung, das SOgeNANNTLE Schmerzensgeld, Entfaltung ja nıcht NUuUr eınes Schutzes Eın- oder
vorsah. Übergrifte des Staates bedarf, sondern auch gesell-

schaftliche Verhältnisse, die ıne solche Entfaltung behin-Der Herrenreiterfall dern oder SAl vereıiteln können. Der rechtliche, VO Staat
Eıne solche grundlegende Entscheidung, die keinen Presse- zunächst 1Ur sich celber gyarantıerte Raum für die
tall betriflt, 1sSt der SOgCENANNTE Herrenreıiterfall; in dem treiheitliche Betätigung der Grund- und Persönlichkeits-
einem bekannten Herrenreıter, dessen Bild ohne se1ıne rechte ann sehr viel weıter se1n als der Raum, den die
Zustimmung ZUT Reklame für eın Sexualkräftigungsmittel gesellschaftlichen Tendenzen und Verhältnisse für diese
benutzt wurde, 1ne Verletzung se1nes Persönlichkeits- Betätigung tatsächlich noch 7zulassen (Geiger

Unsere gesellschaftlichen Verhältnisse NSCH 1U  . den grund-rechtes (Recht auf das eıgene Bıld) bestätigt un ine eNt-

sprechende Geldentschädigung zugesprochen wurde. Da rechtlich yarantıerten Freiheitsraum e1In. Wenn das Bemühen
die Rechtsprechung des Bundesgerichtshotes bekanntlich der Rechtsprechung und der Versuch der Bundesregierung,
auch für alle unteren Gerichte mafßgebend ISt, MU: INan den Grundrechten in der Privatrechtsordnung nachdrück-
in ihr i1ne richterliche Rechtsfortbildung sehen, durch die lıch und iın bewußter Rechtspolitik Geltung verschaften,
das geltende Recht geändert worden 1STt. Der Bundesge- AUS der Erkenntnis kommt, den gesellschaftlichen Eın-
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engungstendenzen der Persönlichkeitsrechte ENTISCHCNZU- einem Worte VO Götz Brietfs als Juniorpartner der Inter-
wirken, ISTt durchaus wWirklichkeitsgerecht. CSSCHErFruUpPpPCN auftritt, der MmMIt seiner Unterschrift die Fık-

tı1on decken soll, die Bedienung möglichst vieler Interessen
Begründung der Grundrechte umschließe 1mM Endeftfekt das Gesamtinteresse, das Ge-

meınwohl. Es 1St nıcht immer richt1ig, dafß die Allzustän-
Diese Erkenntnis entspricht keineswegs der generellen digkeit des Staates unmıttelbar einer Diktatur oder
Gestimmtheit der öftentlichen Meınung und auch nıcht der diktatorischen Machtkonzentration tühren mufß Sıe annn
überall beobachtenden Gestimmtheit der katholischen auch eıner völligen Machtlosigkeit und EntmachtungSozijallehre bzw. ihrer gängıgen Auslegung, tür die — der staatliıchen Autorität führen, die dann reilich jeder-
ZUSagCH als ax1ı0omatısch oilt, da{fß das Gesellschaftliche ZeIT die Möglichkeit des Umschlages 1ın 1ne Diktatur ın
immer und auf jeden Fall freiheitlicher se1l als das Staat- sıch enthält. Es scheint, da{fß weıte Kreıse uUuNseres Volkes
ıche Das 1St angesichts der hohen Würdigung, die Autor1- entschlossen sind, diesen Weg gehen. Die Unentschie-
Car un: Würde des Staates 1n der katholischen Gesell- denheit, 1n der die Gestalt Staates noch immer
schaftslehre theoretisch genießen, nıcht Sanz konsequent, steht, 1St ıne Folge dieses Zwiespaltes. Es kann kein WEe1-
aber nach ullseren Erfahrungen MIt den Entartungs- fel se1n, dafß VO  > der rechtverstandenen katholischen
erscheinungen des Staates 1n seiner totalıtiren orm mehr Staatslehre her der Weg Mit allem Nachdruck Nier-
als verständlich. Dıe sıttliche Zähmung der Macht, 1INs- Stutzt werden mMu
besondere jener sichtbarsten und leichtesten verfüg-
baren Konzentration VO  z Machtmiutteln, W1€e S1Ce der Staat Gesellschaftliche Verfügbarkeit des Menschenals Inhaber der Zwangsgewalt besitzt, 1St außerdem auch
eines der ew1ıgen Themen der Menschheıitsgeschichte, ein Während also WNGTE Verfassung, zumindest ın ıhren Aus-
Thema, das durch die christliche Lehre eine besondere wirkungen in die Rechtsordnung un: Rechtsprechung
Zuspitzung erhält, iındem diese einen Bereich des Mensch- hineıin, iıne nachdrückliche Verneinung der staatlıchen
lıchen proklamıiert, der über den Bereıich hinausragt, 1ın Verfügbarkeit des Menschlichen enthält, scheint vielen
dem der Staat Kompetenzen hat Die Auffassung, die besorgten Gesellschaftskritikern, da{fß wirtschaft-
ÜMNSCHKEMN Grundgesetz zugrunde liegt, hat sıch bewußt liches un soz1ıales Leben VO  e} den stärksten Tendenzen
VO  - jener posıtıviıstischen Rechts- und Staatsauffassung durchwirkt ISt: die auf ine gesellschaftliche Verfügbarkeitabgewandt, die etzten Endes die totalitären Staatsformen des Menschen abzielen. Es o1bt arüber vıele soz10logische,

Jahrhunderts ermöglicht hat Es 1St die Auffas- psychologische, kulturkritische Untersuchungen, seıtdem
Sungs, nach der die Grund- un Persönlichkeitsrechte VO ar] Marx ZU ersten ale mıiıt eiınem (schon bei
Staate abgeleitet SInd, VO  - ıhm eingeräumt werden und Hegel und Baader verwendeten Ausdruck) VO  w der Selbst-
infolgedessen seiner Verfügung stehen. Sıe sınd viel- entiremdung des arbeitenden Menschen 1m industriellen
mehr Aaus dem Wesen des Menschen abgeleıtet, naturrecht- Produktionsprozeß gesprochen hat Inzwischen hat diese
liıch oder metaphysisch, jedenftalls „metayurıistisch“ be- Selbstentfremdung VO Produktionsprozeß auf alle
gründet und infolgedessen unaufgebbar und unveräufßer- deren Bereiche des soz1ıalen Lebens übergegriffen. Das
ıch Ihrer Formulierung lıegt natürlıch keine einheitliche Phänomen hat die verschiedensten Facetten un Aspekte:
Welt- oder Gesellschaftsauffassung zugrunde. S1e stellt die Unterwerfung des einzelnen die rationale
vielmehr eiınen Kompromif{fSs AaUsS christlicher, soz1ialistischer Durchorganisierung seiner Zwecke und Bedürfnisse, die
und lıberal-humanistischer Gesellschaftsauffassung dar die Welt eıner „verwalteten ].t“ macht und der
Es 1St jedoch mehr als eın bloßer Formelkompromiß, denn Perfektheit dieser Verwaltung wıllen sowohl die Bedürt-

bezeichnet jenes Ma{ realer Übereinstimmung, das nısse W1€e deren Befriedigung standardisiert, die wI1issen-
zwischen den beteiligten Kräften über die Grundlegung schaftliche Verfeinerung mannıgfacher Methoden und
UNSCTCS staatlichen Lebens und die VWerte, denen CS Techniken Z Lenkung, Beeinflussung, Propaganda,festhält, aktisch besteht. Manıpulierung des Menschen, die alle darauf ausgehen,

das „ineffabile“ der Person, das Unaussprechliche, Eın-
malıge der Persönlichkeit, das eigentliche personale (G6-Machtbeschränkung des Staates heimnis leugnen und auch praktisch auszuschalten.

Es 21bt WEel Wege der Machtbeschränkung des Staates: Man hat für diesen zıvılisatorischen Zustand, 1n dem Wr
einmal 1ne unabdingbare Sıcherung des Bereiches, 1n dem uns efinden, den Begriff des „sekundären 5Systems“ e1InN-

keine Kompetenz hat un 1n den nıcht eingreifen geführt, also eiInes Gefüges VO Einrichtungen un Ma{(ß-
Car dessen Schutz Drittwirkungen aber als 1nNe nahmen, das sıch War einerselits eın hochperfektes 5System
posıtıve Aufgabe der Gestaltung seiner Rechtsordnung der Daseinssicherung und Daseinsbeherrschung herzu-
betrachten MuUu Diesen Weg hat die Bundesrepublik 1n stellen bemüht, anderseits aber 1Ur Lebensantriebe und
ıhrem Grundgesetz beschreiten versucht. Um ıh Handlungsmotive zuläßt, die diesem 5System adäquat, das
gehen, bedarf S1C der notwendigen Stirke und Autorität. heißt ın seinem Sınne manıpulierbar sind. Man kann in
Der andere Weg 1St der einer anhaltenden Schwächung der einem gew1ssen Sınne VO  3 der totalıtären Gesellschaft
Autorität un Macht des Staates, die se1Ne UOrgane und sprechen, deren höchster soz1ıaler Wertbegrift das „adjust-
Vertreter dem dauernden Druck des Verdachtes ment“, die Anpassung die dominanten gesellschaft-hält, S1e seı1en unfähig, sıttliıch oder vemäafßs der verfassungs- liıchen Zwecke 1St
mäßıgen Wertordnung handeln. Diese Tendenz macht
ıh unvermeıdlich ZU Diener der wıderstreitenden Inter- Veröffentlichung des Menschen

ZUuU Wahrer der Friedensordnung 1n diesem
Wıiıderstreit. Es vertragt sıch ZuL mıiıt dieser Tendenz, den Der wichtigste Betrachtungspunkt tür die Weıiterführung
Staat gleichzeitig MIt Wohlfahrts- und Verwaltungsauf- dieses Gedankenganges ISt, daß die Manager des Appa-gyaben überhäufen, 1n denen 1n Wirklichkeit nach der Daseinsbeherrschung un: Daseinssicherung
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seıner ratiıonalen Beherrschbarkeit willen 1ne solche Re- Kampfkraft unterstutzen gilt Der Staat darf diese
uktion des Menschlichen vornehmen müuüssen, daß der Gegenkräfte nıcht allein lassen, insbesondere, WECNN S1C 1M
Mensch iıhren Manıpulationen zugänglich bleibt. Die Zil= Sınne seiner Grundordnung, derjenigen Wertordnunggyängliıchkeit tür die Manıpulation ISt: das (zeset7z dieser also, die der Gestaltung seiıner Gesamtordnung —
gesellschaftspolitischen Tendenz. S1e 1ST also prinzıpiell grunde legt, wırken. In diesem Sınne könnte schon der
teindlich allen Reservaten der Menschlichkeit, die der Gesetzentwurf Z Schutze der Persönlichkeitsrechte und
Oftentlichkeit unzugänglıch leiben, S1IE streben vielmehr der Ehre der Persönlichkeit selbst ıne Unterstützungnach iıhrer Veröftentlichung, ihrer Oftenlegung. Hıer lıegt gesunder Kräfte und vielleicht 197  a 1ne Ermutigung ZAUIME:
eın Grund für die Mißachtung der Intimsphäre und einer Einführung gesellschaftlicher Kontrollen se1ln, die einen
der Gründe tür die Verleumdung und Herunterziehung oroßen Teil des Gesetzes vielleicht unnötıg machen Wur-  d
aller Motivatıionen, die AaUS den höheren, sıch AaUSs Lran- den, die 1aber bisher 1M Interessenkampf nıcht zustande
szendenten Bestimmungen des Menschen nährenden Be- gekommen sind.
reichen se1ınes Handelns herleiten. Das allgemeıin Mensch-
lıche 1St hier gleich dem gemeın Menschlichen, seınen nıed- Dıiıe Presse als Ausdruck der Gesellschaftstendenzenrıgeren Seinsbereichen, die als se1ın Eigentliches angesehen
werden: Machttrieb, Geltungstrieb und Geschlechtstrieb Diese gesellschaftlichen Grundtendenzen 1n der Bundes-

Ausschlufß derjenigen geistıgen Überformungen, dıe republık lassen sıch klar erkennen iın der Diskussion
diesen Trieben die echte menschliche Prägung verleihen. den oben KCNANNTEN Gesetzesentwurt der Bundesregie-
Was also angegrıiften wird, sınd csowohl die Quellbezirke LUNS, der in verständlıcher, aber doch vereinfachender
des Menschlichen, die Bergung, Stille, Zurückgezogenheıt, Weıse oft als „Pressegesetz“ bezeichnet und VO  - einem
Scham fordern, W1Ee auch seine Söchsten Bezirke, 1ın denen Großteil der Presse eidenschaftlich bekämpft wırd. Das 1St
der Mensch se1n Leben allein angesichts der oroßen Se1ns- nıcht verwunderlıch, denn die Presse als Spiegel der Of-

un -DESELZE des VWahren, Guten und Schönen, — tentlichkeit xibt alle jene Tendenzen wıder, VO  - denen
gesichts Gottes erantwortet. 1115C staatlıches un: gesellschaftliches Leben durchwirkt

IST Dabe] weIlst sS1e natürlich alle oben dargestellten WI1e-
spältigkeiten auf. Es 1St auch ıcht verwunderlich, daß sıchManipulierbarkeit als ıdeologische Forderur;g jene Tendenzen, die ZUur Zerrüttung des Menschlichen und

Diese Erkrankung des Sozialkörpers trıtt nıcht 1Ur als iıne ZUr Entartung des gesellschaftlıchen Lebens führen, gerade
menschliche Anomalıie, sondern als Forderung mächtiger 1n jenem Teıl der Presse breitmachen, die INan als Massen-
Tendenzen auf, die den Sozialkörper ın ıhrem Sınne ICSSC bezeichnet.
gestalten versuchen. Dahinter steht 1ine Welt- un: Ge:-
sellschaftsauffassung und eın Menschenbild oder vielmehr Technische Entwicklung und Presseıne Verzerrung des Menschenbildes, die siıch Wr nıcht
WI1e der totalıtiäre Staat auf ıne einz1ge aßbare Doktrin Dabe] darf jedoch ıne Entwicklung nıcht übersehen WelI-
zurückführen, sondern deren Doktrin diffus ISt, eın Zal- den Die Technik hat die Entwicklung der Produktions-
sammenflu{fß verschiedener geistiger Strömungen, ın dem VOraussSetzungen der DPresse ın außerordentlichem ale
deren Elemente gemischt sind. ] J)as äandert nıchts der gefördert mIiIt dem Erfolg, da{fß S1e die Produktionskapa-Mächtigkeit dieser Tendenzen und erhöht o ıhre (G@e- Zzıtät der drucktechnischen Miıttel W1€ auch das in S1Ce inve-
tahrlichkeit, denn S1Ce gehen, W 1€e eın moderner Soziologe stierte Kapıtal vervielfältigt hat und immer noch weıter
SagtT, 1m Gewande der Bereicherung einher, als welche Ja ste1gert. Zur Rentabilität dieses Kapiıtals gehört ıne volle
die Allzugänglichkeit VOT allem dem naıven Menschen Ausnutzung der bereitgestellten Herstellungskapazität,erscheinen mufß Dıie Indiskretionssucht der eıt 1St 11LUTTr da{ß die Presse schon ViG)  . den technisch-wirtschaftlichen
ıne Außenerscheinung eines inneren Prozesses W1€e eın Voraussetzungen Z Massenproduktion hingedrängtlästiger jJuckender Ausschlag, 1ın dem iıch 1ne schwere wird. Dasselbe oılt mutatıs mutandıs auch VO  } allen
innere Erkrankung außert. Kommunikationsmitteln, die Ja schon VOoOnNn iıhrer Anlage

her als Massenkommunikationsmittel bezeichnet werden.
Mögliche T’herapiıe Die Entwicklung der Presse Z Massenpresse 1St. also VOon

den technisch-wirtschaftlichen Voraussetzungen her fast
Inwieftern 1St 1N1un sinnvoll, Z versuchen, die DPersön- unausweıchlich, das heißt, S1e mu{ß auf eınen möglıchstlıchkeit 1n den Bereichen, 1ın denen die Oftentlichkeit nıchts großen und z1iemlich undifterenzierten Leserkreis abstel-

suchen hat, also 1in den Intimbereichen, und 1n den Be- len Diese zwangsläufige Entwicklung, die eine ZeW1SSE
reichen, 1n denen 1124  — S1C entehrt, WEeNn hre höheren Nivellierung ıhres Inhaltes MN1t sıch bringt, 1STt bei der
Motivationen solchen nıederen Kanges oder o d Beurteilung der Pressesituation 1n Rechnung stellen.
völlig unwertigen otıven entstellt, durch gesetzliıche Sıe bedeutet 1ne ZCEWI1SSE Entlastung für Verleger und
Mafßfßßnahmen schützen? Heißt das nıcht 1Ur AIl 5Sym- Redakteure, gleichzeitig aber auch 1ne Minderung der
Ptftomen herumkurieren, W1C EeLW2 eın Arzt tate, der Bedeutung der Presse tür i1ne verantwortungsvolle
bei einem Hautausschlag nıcht auch die innere Krankheit Meınungsbildung. Diese Minderung ıhrer Bedeutung 1St
behandelte? Jeder Arzt wird zunächst die lästıgen Er- den Bedingungen des technisch industriellen Massen-
scheinungen des Hautausschlages ındern und, gul zeıtalters Banz nüchtern 1ın Rechnung stellen.

yeht, beseitigen trachten. Und sotfern sıch nıcht
ıne Todeskrankheit handelt, entwickelt jeder KöÖörper der Gesicherte Absatzmöglichkeiten der PresseKrankheit entgegenwirkende Kräfte, die auft jeden Fall

stärken oılt Das LUL auch der Soz1ialkörper, EeNTt- Das Geset7z der Presse den Bedingungen eıner stan-
wickelt kräftige Gegentendenzen, die auf jeden Fall digen Steigerung der Produktionskapazıtät 1ISt Nau w 1e

kräftigen, stärken, ermutıgen und In ıhrer tür alle Konsumindustrien das eıner ständigen Markt-
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C  Ng, sowohl bezug auf Abonnenten und Leser das Bıld der Gesellschaft wider, der die Kriäfte der
WIC auch aut Inserenten, W as beides CNSSTICK Beziehung Nivellierung und Vermassung 11N1CE bedrohliche Mächtig-
steht S1e mu{(ß sıch dabei derselben Miıttel bedienen W1C keit entwickelt haben un denen die Gegenkräfte VOI -

die Werbung der Konsumindustrie und unter weitgehen- Jläufig noch verzweıtelten Kampf diesen
dem Verzicht aut Sachlichkeit 11CUC und TG stärkere TIrend kämpfen
allgemeine un unsachliche Reizmittel erfinden Jeder wei(ß das Grunde CHNOMMECN Auch die mmMelsten

Presseleute W15SSsSenN Woher kommt also, daß S1IC denStatt Gesinnungswerbung erfolgt Prestigewerbung,
Intormation Sensatıon, des sachlich Interessanten Untergang der Demokratie Z Verteidigung Z
das SOgeENANNTE human der Run auf Intimıtäten standes heraufbeschwören, der die Demokratie auf die
uUuSW Der Markt für die hochqualifizierte Information Dauer sıcher rTu1N1eETeN imstande 1st?
un Gesinnungsbildung 1ST dagegen schwer CrWEILEN,
f 1ST z1emlıch festgelegt WECeNnNn auch nıcht kleıin die ST Wıiderstände 17 Persönlichkeitsschutzgesetz
genden Gestehungskosten und Rentabilitätskosten bewir-
ken, dafß die Zahl der UOrgane, die aufteilbar IST, Zunächst spielt zweıtellos die tiefeingewurzelte Abnei-
TTT kleiner wird Das heißt, dafß die Zahl der hoch- Zung staatliche Mafßnahmen 111e Rolle, alS-

nahmen, VO  3 denen INan NI weiß SIC enden,qualifizıerten Presseorgane 1ININCXr kleiner werden u{ß
WI1IC C1in Vergleich der Zahlen VOIN VOL 1933 ML denen VOIN einmal gesetzliche Grundlage für Eingriffe geschaften

1ST Es 1ST richt1ig, dafß Selbsthilfemaßnahmen der gesell-heute erg1ıbt Anderntalls iINUusSsScn SIC subventionijert WT -

den VO  - Parteıen, Interessengruppen, Verbänden oder schaftlichen Kräfte das bessere Mittel M, Schäden
auch als nobile officiıum VOI Verlegern die dazu aber W1C6- beseitigen, al denen gesellschaftliche Einrichtungen -
der andere massenkontorme Einnahmequellen brauchen krankt siınd Die Selbstkontrolle des Filmes oibt hier 111

Die Unabhängigkeit dieser Presse wırd dadurch WCN1LS Modell ber solche Kontrolle 1ST eben aus

gestelgert Inıtıatıve der Presse isher nıcht zustande gekommen
Wert der Tradition

Gesellschaftspolitische Notwendigkeit des (‚esetzes
Da{iß das Biıld nıcht 420002 trostlos IST, WI1C SC1MN könnte

Kın anderes Ärgument spielt 1116 Rolle dafß nämlichoder eigentlich müßte, dafß die Folgen dieser Zwangs-
läufigkeit erheblich abgemildert sınd liegt einmal daran, Mißbräuche der Pressefreiheit der Preıs sind den INa  a für

11 hohes Gut WIC diese Freiheit IST, bezahlen mu{da{ß das deutsche Zeıtungswesen C1NEC IN starke
Tradıtion hat, die vielen Zeıtungen, das heißt Verlegern Doch annn be1i Phänomen, das C1NEC solche Breıte
WIC Journalisten, verbietet, JADENT: C bestimmtes Nıveau NSCHOMMCN hat W1e die Indiskretionssucht un Sensa-

gehen Es 1ST schließlich WE Tatsache, da{fß der Journa- L1ONSB1ICT der eıt und das tief mächtigen gesellschaft-
lıchen Tendenzen verwurzelt IST; ohl käum noch VOINlistenstand ein relativ sehr hohes Berutsethos hat und

auch noch dem Nachwuchs erheblichem Umtang IN1ITZU- einzelnen Mifßbräuchen die ede SC1HNMN, sondern VO  —

teilen veErmMag Der schlechte Ruf den dieser Stand g- allgemeınen Entartung Somıit esteht 1Ne Pflicht der
Autorität, für die Wahrung ıhrer Grundordnung MITT allennıeßt, 1ST nıcht generell berechtigt Er rührt A Teil

daraus her, da{fß der Journalıist VO  an berufswegen CZWUN- verfassungsmäßigen Miıtteln el  en Ihr Handeln 1ST
diesem Falle wirklichkeitsgerecht der Widerstand da-SCH IST, einflußreichen Kreısen der Politiker, Wirtschafts-

führer, Beamten, Machthaber un Honoratıiıoren häufig 1ber CS; Ideologie dieser Wirk-
iıchkeit prüfen Denn der gesellschaftliche ZustandJästig tallen un ıhnen argerlich werden acht-

kritik 1ST 111e beliebt Auch das 1STE C1M Grund des schlechten droht 1ane Rıchtung der Entwicklung nehmen, der
eben diese Grundordnung gefährdetRufes, da{fß viele Menschen wieder veranlafßrt sind

den Journalisten W: Weıse ıhrer oder ihrer
Sache Publizität wiıllen umwerben un diesen wang Politische Grundordnung und Persönlichkeitsschutz
IN IMIL AÄufßerungen der Miıßachtung für die gleich-
ZCULUS Umworbenen un Gefürchteten überzukompen- Nun 1ST reilich dieser Grundordnung auch die Presse-
S1CTEN Der dritte Grund klingt fast noch paradoxer der und Meinungsfreiheit MI starken Sıcherungen enthalten
Bestand VO Würde, Sachlichkeit, echter Bemühung Es WAaTie besser SCWESCNH, diese Sıcherungen ausdrücklich

un: INIT konkreteren Bestimmungen, als S1C das Grund-Intormatıon un: Gesinnungsbildung, den viele Zeıtungen
und viele Journalisten siıch bewahren ernsthaft ANSTIrE- DSESCLZ enthalten kann, gleichzeitig MItTL Bestimmung

ihrer Schranken auszusprechen, eLwa2 Presse-ben, 1ST nıcht ohne NC erzieherischen Eftekt spricht
ıcht NUuUr die darauf Ansprechbaren wirklich SECSCLZ Es z1bt aber hier bestimmte Schwierigkeiten,

weiıl der Bund verfassungsmäfßig 1Ur Rahmenbestim-solche Ansprüche nıcht NUT, SS Uu-

> fordert S1C vielen Fällen auch veradezu heraus, MUNSCH für ein Pressegesetz erlassen kann, die urch-
SI ohne diese Bemühung versanden würden. Dadurch führung selbst aber Sache der Länder IST. Tatsächlich

bildet sıch der Journalist ı wieder i ansprechbare handelt sıch be1 vielen, vielleicht den gygewichtigsten
un anspruchsvolle Leserschaft Presseerscheinungen aber Komplexe, die ıhrem Um-

fange und ıhrer Reichweite nach über den Rahmen
Der Trend nach untfen einzelnen Landes hinausgehen Be1 Pressegesetz

handelt sıch also auch Probleme der zeitgemäßen
Immerhin 1bt 1NC erschreckende Anzahl VO  - Presse- Anwendung unNnserer föderatiıven Ordnung, die einfach

noch nıcht gelöst, Ja AUuUsSs begreiflichen Selbstschutz-publikationen und Journalisten, die, AaUuUS$S welchen Gründen
auch 3 dem unleugbaren Trend nach dem unteren reaktion der Länder noch aum ANSCHANSCH sind

Die Presse- un: Meinungsfreiheit hat außerordent-Nıveau der Indiskretion, Sensatıon un Reizbefriedigung
gefolgt sind Di1e Presse spiegelt Ja auch ıhrer Schichtung lıchen Symbolwert für die demokratische Entwicklung,
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der in der geschichtlichen Rolle begründet iSt, den der Z6  — für das durch berechtigte 'Interessenwahrn.ehmung
Kampf die Pressefreiheit 1M Kampfe u  3 die urch- noch gedeckte Ma{ des Einbruchs 1n tremde Rechte CNS
SCTZUNG demokratischer Rechte gespielt hat Dieser 5Sym- DE zıehen sind“. S1ie Sagt mMi1t anderen Worten, dafß die
bolwert 1St auch heute noch vorhanden durch die Bedeu- DPresse die Wahrnehmung berechtigter Interessen nıcht 1n
CUuNg, die das echt auft Information und auf freıe Dis- eiınem weıteren, vielleicht SO  e eher in Sınne iın
kussıon und Kritik für die Teilnahme des Bürgers Al Anspruch nehmen kann als irgendein Bürger oder 1n
5Ööffentlichen Leben und für die Ermöglichung einer VOCI- Verband. Das genugt aber der Presse nıcht, un s1e kann
antwortlichen Betätigung seiıner demokratischen Rechte sıch zZu Teil darauf berufen, dafß bestehende Presse-
hat Tatsächlich kann keine Demokratie ohne dieses SCSCLIZC, W1e eLtwa2 das Bayerische Pressegesetz und W1Ee auch

der Entwurt eiInNes Bundespressegesetzes VO  e 1932 inRecht auf Information und freie Diskussion und Kritik
veben. dieser Sache viel weiıter gehen bereit sind un: da{fß die
Der hohe Symbolwert der Presse- und Meinungsfreiheit Lehre in diesem Punkte nıcht einheitlich 1ISt. S1ie hat sıch 1in
ISt also sowohl 1in der Tradition WI1€E in der Gegenwart VOI- der gegenwärtıgen Diskussion weiıtgehend 1ine Meınung
ankert, WwWenn auch die stark emotionelle Empfindlichkeit eıgen. yemacht, die AaUS der öftentlichen Aufgabe der
1n allem, WaS S1C berührt, ohl stärker durch die Tradıi- DPresse 1nNe Ööfftentlich-rechtliche machen möchte. S0 Sagt
t10N des Kampfes den Polizeistaat bedingt 1sSt. und Löftler iın seınem Kommentar, die DPresse se1 1ne
daher die Getahr 1n sıch birgt, da{fß diese Empfindlichkeit Ööftentlich-rechrtliche Institution mMi1t Verfassungsschutz, s1e
sehr leicht demagogisch jede Autorität hochgespielt se1i Trägerıin öffentlicher Gewalt:; S1ie telle, da die alte
werden kann un das klare Urteil über Sachverhalte z Gewaltenteilung nıcht mehr funktioniere, 1ne 1LICUC Gewal-
trüben imstande 1STt. Er 1STt eın ausgesprochener Antı- tenteilung 1mM Gegenüberstehen VO  n Presse und Staat dar

Der Frankfurter Generalstaatsanwalt Fritz Bauer inter-komplex, der psychologisch aggressiver 1STt als 1Ne posıtıve
Meinung und Überzeugung. pretiert diese Meinung ÜAhnlıich: Dıie Presse habe die Be-

TugN1S, öftentliche Interessen wahrzunehmen als eine
Söffentliche Institution äAhnlich den polıtischen Parteijen.Presse als öffentlich-rechtliche Institution®
Ihr sSC1 deshalb ın entsprechender Rang W1C den Parteien

Im Kampfe die Presseftreiheit als Ermöglichung und zuzuordnen, und S1@e S@e1 als rgan der politıschen Willens-
Symbol der Demokratie hat sıch dıe Presse ıhre Rolle als bildung nzuerkennen. Dagegen hat Geiger MIt echt
gesellschaftliche Instıtution, die ine öffentliche Aufgabe darauf autmerksam gyemacht; dafß dieser Anspruch der
wahrzunehmen hat, erkämpft, un S1e 1STt mM1t vollem Presse, als öffentliche Gewalt anerkannt werden, se1ne
Recht bereıit, auch heute noch dafür auf die Barrikaden Parallele 1n ähnlichen Ansprüchen eLwa2 der Gewerk-

gehen. Doch 1St 1ın der Diskussion un das Persönlich- schaften habe, die legitimen Sprecher des Volkes Z sein
keits- und Ehrenschutzgesetz eın Argument aufgetaucht, und als solche ine besondere Rolle 1mM polıtischen Leben
das diese öffentliche Aufgabe als gesellschaftliche Inst1- spielen, also bevorzugte und privilegierte UOrgane der
tution in eıner Weiıse erweıtert, die für unsern Staats- polıtischen Willensbildung se1In.
begriff und 1SCIC Staatsauffassung schwerwiegende
Konsequenzen haben könnte. Der Gesetzentwurt billigt
in seinem 14 der Presse Z da{fß sS1e ein berechtigtes Inter- Staat und pluralistisch organısıerte Gesellschafl
ANNE wahrnimmt, WECeNN S1Ee 1m Rahmen ıhrer öffentlichen Damıt ordnet sıch die Problematik der Stellung der Presse
Aufgabe die Oftentlichkeit unterrichtet oder Kritik übt, in Staat un Gesellschaft in die allgemeine Problematik
spricht dabei gleichzeitig VO  o eıner ANSCMECSSCHECN Wahr- des Staates und der pluralistisch organısıerten Gesellschaft
nehmung eınes berechtigten Ööftentlichen oder priıvaten eın, die Problematik der Mediatisierung des Staates durch
interesses. Angemessen NE nach der Begründung des Ent- die Machtgruppen der Gesellschaft. Die Anerkennung des
wurfs die Wahrnehmung eines Interesses, WEnnn die CGüter- AÄnspruchs der Presse, W1€e eLWwW2 auch derjenigen der (56e-
und Interessenabwägung Z dem Ergebnis führt, dafß eın werkschaften, führte dabei jedentalls eıner völligen
Eıngriff in die fremde Persönlichkeitssphäre überhaupt Auflösung uUuNseTrTes Staatsbegriffes, der dadurch praktisch
vertretbar 1St und WEeNN dieser Eingriftf seinem Charakter AUS der Welt geschafft würde.
nach das schonendste Miıttel iISt Die der Presse zugebilligte Diese komplexe Grundproblematik unserer heutigen Ge:-
Wahrnehmung eiınes berechtigten Interesses 1St also hier sellschaft, die 1im Untergrund auch den Kampf das
cechr cstark eingeschränkt. [)as entspricht der gegenwärtigen Persönlichkeitsschutzgesetz bestimmt, dürfte be] seiner
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes, der einmal test- weıteren Diskussion sowohl 1in den Fachgremien als auch
vestellt hat, da{fß „gerade be] Presseangriffen CI ıhrer in den zuständigen gesetzgebenden Körperschaften ıcht
unberechenbaren und tiefgreitenden Wirkungen die Gren- AUS dem Auge verloren werden.

Aus der Okumene
gelischen Laienkirchen 1St das heute angesichts des MangelsO_rthodoxe Laienbewegung in Griechenland

Klerus bzw. ordinijerten Kräften ine Selbstverständ-
Zu den wesentlichen Kennzeichen moderner A postolats- ichkeit. Weniger ekannt hingegen 1STt die Aktivität der
arbeit In den christlichen Kirchen und Glaubensgemein- Orthodoxen auf diesem Felde vgl Herder-Korrespon-
schaften gehört der zunehmende Einbezug der Laienakti- denz ds Jhg., 124) Wıe stark jedoch auch in der Ortho-
vıtäiten für die Ausbreitung des Glaubens und die urch- doxie das Laienelement heute den Aufgaben der praktı-
SCTIZUNg christlicher Prinzıpien ın der Welt F  Ur die Kirche schen Pastoral teilnımmt, geht AUuUsSs eınem Vortrag hervor,
wiıe auch für die nichtkatholischen, insbesondere die VAall- den der oriechische La:entheologe Anton1os Alevisopoulos
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